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Von Jörn Bachem, Rechtsanwalt und Fachanwalt 
für Verwaltungsrecht

Die Entscheidungen der 
Sozialgerichte zur Veröffent-
lichung von Transparenzbe-
richten in der Pflege scheinen 
ein altes Bonmot zu bestä-
tigen: „Zwei Juristen, drei 
Meinungen.“ Neue Gesetze 
werfen neue Rechtsfragen 
auf. Juristen sind es gewöhnt, 
dass sich eine deutliche Linie 

frühestens in der Rechtsprechung der Oberge-
richte abzeichnet. Letzte Gewissheit bringt dann 
das Bundessozialgericht. Hier wird es sie nicht 
geben, denn das Eilverfahren endet mit der zweiten 
Instanz, beim Landessozialgericht (LSG) ist Schluss. 
Eine Reihe von Beschwerden sind derzeit bei den 
Landessozialgerichten anhängig, das Sächsische 
LSG hat als erstes entschieden. Sein Beschluss lässt 
befürchten, dass die Rechtsprechung zu den Trans-
parenzberichten von Land zu Land anders aussehen 
wird, ein föderaler Flickenteppich. Und sächsische 
Träger werden es schwerer haben als andere.

Der Beschluss des Sächsischen LSG wirft eher 
Fragen auf, statt zur Klärung beizutragen: Das 
SG Münster und das SG München hatten in ihren 
Beschlüssen schwer wiegende Bedenken gegen 
die Rechtsgrundlagen der neuen Transparenz 
geäußert, nicht nur gegen die PTV, sondern auch 
gegen § 115 Abs. 1a SGB XI selbst. Dazu trifft 
das Sächsische LSG nur sehr knappe Aussagen, 
die verfassungsrechtlich durchaus angreifbar 
sind. Zur Validität der PTV-Kriterien findet sich 
gar nichts. Wo das LSG meint, das Grundrecht 
der Berufsfreiheit sei durch die Transparenzbe-

richte nicht beeinträchtigt, interpretiert es die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
falsch. Die Transparenzprüfungen geben keine 
erwiesenen reinen Tatsachen wieder, sondern ihre 
Ergebnisse sind Bewertungen mit viel Raum für 
Subjektivität. Hierfür gibt es kein unbeschränktes 
Informationsrecht des Staates, anders als z. B. 
bei der Warnung vor vergifteten Lebensmitteln. 
Dass die Chemnitzer Richter die Probleme der 
Rechtsgrundlagen, gerade der PTV, nicht einmal 
ansprechen, ist enttäuschend. Bundesweit rich-
tungsweisend kann dieser Beschluss deshalb nicht 
sein. Von den Entscheidungen der anderen Lan-
dessozialgerichte ist mehr zu erhoffen. Der Grund 
für die Niederlage des sächsischen Trägers  dürfte 
aber auch in seiner Argumentation zu suchen sein: 
Dass vom MDK festgestellte Mängel beseitigt 
wurden, kann in der Tat den Transparenzbericht 
nicht rechtswidrig machen. Zwischenzeitliche 
Qualitätsverbesserungen helfen nur bei der Wie-
derholungsprüfung. Transparenzberichte können 
allein dann erfolgreich angegriffen werden, wenn 
die Einrichtung aufzeigen kann, dass der MDK 
wesentliche Informationen und Unterlagen nicht 
beachtet hat, dass der MDK die Ausfüllanleitung 
(Anlage 3 PTV) falsch angewendet hat oder dass er 
pflegefachlichen Irrtümern unterliegt. Anders als 
beim Mängelbescheid zählt für den Transparenz-
bericht nur der Stichtag der Prüfung.

Nach dem LSG ist vor dem LSG. Dass aus drei 
Meinungen bald eine wird – und die richtige – 
bleibt zu hoffen.

Informationen
Iffland & Wischnewski Rechtsanwälte, Fach-
kanzlei für Heime und Pflegedienste, Internet: 
www.iffland-wischnewski.de

Kommentar
Das LSG Sachsen lässt die wichtigsten Fragen unbeantwortet

Bielefeld. Das Bielefelder Arbeits-
gericht hat in einem aktuellen 
Urteil das Streikverbot für die Be-
schäftigten kirchlicher Einrichtun-
gen bestätigt. Kirche und Diakonie 
setzten sich damit gegen ver.di 
durch. Die Dienstleistungsgewerk-
schaft hatte die Mitarbeiter des 
Evangelischen Krankenhauses Bie-
lefeld im September 2009 aufgeru-
fen, die Arbeit niederzulegen. 

„Mit der Entscheidung wird be-
stätigt, dass die Streikaufrufe in 
diakonischen Einrichtungen im 
Herbst letzten Jahres unzulässig 
waren und künftig nicht wieder-
holt werden dürfen“, kommentier-
te Dr. Wolfgang Teske, Vizepräsi-
dent des Diakonischen Werkes der 
EKD. Der gemeinsame christliche 
Auftrag, Hilfebedürftige zu unter-
stützen, dürfe nicht durch Arbeits-
kampfmaßnahmen unterbrochen 
werden. Deswegen hätten Kirche 
und Diakonie eigene Verfahren 
zur Konfliktlösung. Im Streitfall 
sei eine verbindliche Schlichtung 
durch eine paritätisch besetzte 
Kommission mit einem unabhän-
gigen Vorsitzenden vorgesehen.

Die Gewerkschaft ver.di bedau-
ert die Entscheidung des Arbeits-
gerichts Bielefeld: „Wir hätten uns 
in der ersten Instanz ein anderes 
Urteil gewünscht. Aber endgültig 
entschieden ist nichts. Die wei-
teren Instanzen stehen erst noch 
bevor“, sagte ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Ellen Paschke. ver.
di werde gegen das Urteil Berufung 
einlegen.

Es sei bedauerlich, dass das Ar-
beitsgericht Bielefeld den Sonder-
status der Kirchen höher bewerte 
als die grundgesetzlich geschütz-
ten Rechte der Beschäftigten in 
kirchlichen Einrichtungen.  „Wir 
bleiben dabei: Streikrecht ist ein 
Grundrecht“, bekräftigte Paschke. 
Gegebenenfalls müsse am Ende 
des Instanzenwegs das Bundesver-
fassungsgericht über diese Frage 
entscheiden. Sie sei zuversichtlich, 
dass das höchste deutsche Gericht 
den Sonderstatus der Kirchen letzt-
lich nicht so weitreichend auslege, 
dass Streiks verboten wären.

Hintergrund: Anlass für die 
juristische Auseinandersetzung 
waren von ver.di organisierte Ar-
beitsniederlegungen im Mai und 
September 2009.  Diese hatten die 
Arbeitgeber beim Diakonischen 
Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) nach Angaben 
von ver.di so unter Druck gesetzt, 
dass sie schließlich mit der arbeits-
rechtlichen Kommission höhere 
Löhne vereinbarten. Gleichzeitig 
gingen die diakonischen Arbeitge-
ber unter Berufung auf kirchliche 
Sonderrechte juristisch gegen ver.
di vor.� //

Mitarbeiter in kirchlichen Einrichtungen

Streikverbot ist rechtens
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Ellen Paschke, ver.
di: „Wir werden  
gegen das Urteil 

Berufung  
einlegen.“

//

Berlin. Ab 2011 werden der Wehr- 
und der Zivildienst laut Koaliti-
onsvertrag von neun auf sechs 
Monate verkürzt: Nun plant die 
Union, dass Zivildienstleistende 
ihren Dienst künftig freiwillig um 
bis zu sechs Monate verlängern 
können. Dies berichtet die Süd-
deutsche Zeitung. 

Demnach wollen CDU und CSU 
damit auf die Sorgen der Wohl-
fahrtsverbände eingehen, die 
erhebliche Probleme durch die 
Verkürzung befürchten. Bei einer 
reduzierten Wehrpflicht lohne sich 
für viele soziale Organisationen die 
Ausbildung von Zivildienstleisten-
den nicht mehr, hatte CSU-Landes-
gruppenchef Hans-Peter Friedrich 
gesagt. Um auf freiwilliger Basis 
den Zivildienst zu verlängern, müs-
se aber auch Geld im Haushalt zur 
Verfügung gestellt werden, betonte 
er. Bei der Bezahlung wolle sich 

die Union am Pflichtzivildienst 
orientieren, schrieb die Zeitung 
weiter. Wie auch in den ersten ver-
pflichtenden sechs Monaten sollen 
die Kosten für die freiwillige Zeit 
zwischen Bund und Wohlfahrts-
verband aufgeteilt werden. Sold 
und Sozialversicherung würden 
Berechnungen der Union zufolge 
kaum Mehrkosten verursachen, 
da durch die Verkürzung rund 160 
Millionen Euro eingespart werden.

Die FDP dagegen lehnt den 
Vorstoß ab. Sie vermutet hinter 
den Plänen den Versuch, den Zivil- 
und damit auch den Wehrdienst 
zu stärken. Die Liberalen indes 
wollen den Wehrdienst langfris-
tig abschaffen. Allerdings reagiert 
auch die FDP auf die Kritik der So-
zialverbände und will das Problem 
durch die Einführung einer eigen-
ständigen Form von Freiwilligen-
dienst lösen. � //

FDP lehnt Vorschlag ab

Union will Zivildienst verlängern

Mainz (dpa/lrs). Pflegebedürfti-
ge und deren Angehörige kön-
nen sich nun noch umfassender 
bei der rheinland-pfälzischen 
Verbraucherzentrale beraten 
lassen. Das Informations- und 
Beschwerdetelefon Pflege ist 
künftig 18 Stunden in der Woche 
besetzt und hat sein Angebot um 
das Thema „Wohnen in Einrich-
tungen“ erweitert. Ziel sei es, den 
Verbrauchern im teils unüber-
sichtlichen Pflegemarkt zur Seite 
zu stehen, betonte Sozialministe-
rin Malu Dreyer (SPD)  in Mainz. 
Das Land fördert das Angebot 
mit 100  000 Euro zusätzlich im 
Jahr. Das Telefon mit der Num-
mer (0 61 31) 28 48 41 war bislang 
zehn Stunden pro Woche erreich-
bar. Die Beratung ist kostenfrei.

Hintergrund für die Erweite-
rung ist das neue Landesgesetz 
über Wohnformen und Teilhabe, 

das mehr Verbraucherschutz und 
Transparenz in der Pflege vorsieht. 
Seit dem Start des Info-Telefons 
hätten die Mitarbeiter in sieben 
Jahren 6 400 Anfragen bearbeitet, 
allein 1 400 im vergangenen Jahr, 
sagte der Vorstand der Verbrau-
cherzentrale Rheinland-Pfalz, Ul-
rike von der Lühe. Ungefähr die 
Hälfte der Anrufe bezöge sich auf 
Leistungen der Pflegekasse, wie 
etwa die Einstufung in eine be-
stimmte Pflegestufe. Zuletzt habe 
es vermehrt Anfragen zur legalen 
Beschäftigung von Haushaltshil-
fen gegeben.

Die juristischen Fachberaterin-
nen nehmen aber auch Beschwer-
den beispielsweise über die 
Situation in einer stationären Ein-
richtung entgegen - auf Wunsch 
anonym - und leiten sie an die zu-
ständigen Stellen weiter. � //

Beschwerdetelefon ausgeweitet

Mehr Beratung in Rheinland-Pfalz

Berlin (dpa). In der Hartz-IV-De-
batte hat sich SPD-Vize Hanne-
lore Kraft dafür ausgesprochen, 
gemeinnützige Jobs für Langzeit-
arbeitslose zu schaffen. „Diese 
Menschen können zum Beispiel 
in Altenheimen Senioren Bücher 
vorlesen, in Sportvereinen helfen 
oder Straßen sauber halten“, sag-
te die SPD-Spitzenkandidatin für 
die NRW-Landtagswahl im Mai 
dem „Spiegel“. Kraft: „Wir müs-
sen endlich ehrlich sein. Rund ein 
Viertel unserer Langzeitarbeitslo-
sen wird nie mehr einen regulä-
ren Job finden.“ Für sie müsse so 
schnell wie möglich „ein Gemein-
wohl-orientierter Arbeitsmarkt“ 
aufgebaut werden. Die FDP be-
grüßte den Vorschlag. Herbe Kri-
tik kam vom CDU-Sozialflügel 
und der Linken.� //

SPD-Vorstoß

Arbeitslose  
in die Pflege 
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